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LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER-Interview für die "Augsburger Allgemeine" <br /><br />Die stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende
Bundesjustizministerin SABINE LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER gab der "Augsburger Allgemeinen" (Donnerstag-Ausgabe) das folgende
Interview. Die Fragen stellte DANIEL WIRSCHING: <br />Frage: Geheimdienstkoordinator Ronald Pofalla (CDU) und Bundesinnenminister Hans-Peter
Friedrich (CSU) haben die NSA-Spähaffäre für beendet erklärt. Sind die beiden naiv? <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Die Affäre ist nicht
beendet. Die Bundesregierung klärt weiter auf. Es müssen Konsequenzen auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene aus der Spähaffäre
gezogen werden. <br />Frage: Ihr Kollege Friedrich hat sich bislang nicht gerade als Chef-Aufklärer erwiesen. Ärgern Sie sich über ihn? <br
/>LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Wir gehen fair miteinander um, aber ich sage eben, was meiner Ansicht nach gesagt werden muss. <br
/>Frage: Warum sind Sie nicht in die USA geflogen, um mit den Amerikanern über den Vorwurf zu sprechen, die NSA würde deutsche Bürger
ausspähen? <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Hans-Peter Friedrich ist in einer schwierigen Situation nach Washington gereist und hat dort
schwierige Gespräche geführt. Seien Sie sicher: Wir nehmen die Bedrohung unserer digitalen Kommunikation ernst. <br />Frage: Die meisten Deutschen
scheinen sich nicht sonderlich darüber aufzuregen. <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Man kann sich tatsächlich fragen, warum es keine
Demonstrationen gibt. Auf der anderen Seite steigt die Nachfrage nach Verschlüsselungstechniken für E-Mails und viele Menschen <br />gehen sensibler
mit ihren Daten um. <br />Frage: Das klingt nach Wunschdenken. Millionen Menschen vertrauen etwa Facebook <br />privateste Dinge an. <br
/>LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Wir sind doch gegenüber Facebook nicht machtlos. Dass Verbraucherschutzministerin Ilse Aigner von der
CSU ihre Facebook-Mitgliedschaft gekündigt hat, hat Facebook gewiss nicht beeindruckt. Das war Symbolpolitik. Aber wir können mit der
EU-Datenschutz-Grundverordnung wirklich etwas verändern. Wir können Facebook zum Beispiel klar vorschreiben, welche Datenschutzeinstellungen
vorgenommen werden müssen. Und glauben Sie im Ernst, Facebook würde sich deshalb aus Deutschland zurückziehen? <br />Frage: Wollen Sie
Facebook das Fürchten lehren? <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Ich will eine gute Grundlage für mehr Rechtssicherheit im Internet
schaffen. Ich will europaweit einheitliche Datenschutzstandards. Und da verfalle ich nicht in Fatalismus. Bis Ende April 2014 muss die europäische
Datenschutz-Grundverordnung stehen. <br />Frage: Sie wollen auch ein Anti-Doping-Gesetz. <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Effektiver
als ein Gesetz ist es, wenn Sportlern, die dopen, Titel aberkannt werden und ihnen die Teilnahme an Wettkämpfen lange verboten wird. Das hat eine
abschreckende Wirkung, das ist ganz wichtig. <br />Frage: Sportfunktionäre sagen, es brauche kein generelles strafrechtliches Vorgehen gegen Doper,
die Sportgerichtsbarkeit oder die Vorschriften des Arzneimittelgesetzes genügten. <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Mit der
Sportgerichtsbarkeit lässt sich viel erreichen, das stimmt. Doch Strafen in Sportgerichtsverfahren müssen zügig ausgesprochen werden. Das ist oft nicht
der Fall. <br />Frage: Der für Sport zuständige Innenminister Friedrich hat unserer Zeitung nun gesagt, er lehne ein Anti-Doping-Gesetz "nicht
grundsätzlich ab", über Einzelheiten müsse man aber reden. Was halten Sie davon? <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Na, dann soll er mir
mal einen Vorschlag machen, er ist schließlich der Sportminister. Jetzt ist er am Zug. Danach werden wir darüber reden. Bislang war Friedrich ein
vehementer Kämpfer gegen ein Anti-Doping-Gesetz. <br />Frage: Wie Thomas Bach, der Präsident des Deutschen Olympischen Sportbundes. Kritisieren
Sie ihn nicht, weil er FDP-Mitglied ist? <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Bach ist kein Politiker. Mich interessiert jetzt viel mehr, was
Hans-Peter Friedrich von einem Anti- Doping-Gesetz hält. <br />Frage: Kann es sein, dass Ihnen ein populäres Wahlkampfthema fehlt? Denn die
Spähaffäre ist es nicht und das Anti- Doping-Gesetz ebenfalls nicht. Wie wäre es mit dem Betreuungsgeld? <br
/>LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Wir haben das Betreuungsgeld mitgetragen, auch wenn wir es ursprünglich nicht wollten. Es wäre
unglaubwürdig, Wählern zu versprechen, dass die Koalition das Betreuungsgeld nach einem Wahlsieg zurücknehmen wird. <br />Frage: Warum nehmen
Sie sich nicht ein Beispiel an Bayerns CSU-Ministerpräsidenten Horst Seehofer? <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Sie meinen, weil er
gesagt hat, dass er keinen Koalitionsvertrag unterschreibt, in dem nicht die Pkw-Maut für ausländische Autofahrer steht? So etwas nehmen die Bürger
doch nicht ernst. Die Bürger wissen, dass er damit in Koalitionsverhandlungen nicht durchkäme, weil europäisches Recht einzuhalten ist und damit durch
die Hintertür die Pkw-Maut für alle käme. <br />Frage: Die FDP wird also die Abschaffung des Betreuungsgeldes nicht zur Bedingung für eine
Regierungskoalition machen? <br />LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Nein. Aber das Betreuungsgeld wird nicht nachgefragt. Man wird diese
familienpolitische Leistung analysieren müssen. <br />Frage: Der NSU-Untersuchungsausschuss legt heute seinen Abschlussbericht vor. Er hat die
Morde des rechtsextremen Terror-Trios und das Versagen der Sicherheitsbehörden analysiert. Was erwarten Sie sich von dem Bericht? <br
/>LEUTHEUSSER-SCHNARRENBERGER: Ich nehme diesen Bericht sehr ernst. Denn was da passiert ist in Deutschland, das ist einfach unvorstellbar.
Egal, welche Regierung im Amt sein wird, sie wird die Empfehlungen der Abgeordneten in dem Abschlussbericht nicht übergehen können. Sie wird nicht
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Eine Geschichte als Herausforderung.Der Liberalismus begann seinen historischen Weg als Philosophie der Freiheit und als politische Bewegung für die
Rechte des Einzelnen. Die Willkürherrschaft des Absolutismus stand im Widerspruch zur Idee einer freiheitlichen Gesellschaft. Mit dem Verfassungsstaat
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hat der Liberalismus den Absolutismus überwunden. Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger, seiner menschlichen
Würde und seinen Menschenrechten der Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Schritt für Schritt verwirklichten Liberale
den modernen Verfassungsstaat mit individuellen Grundrechten, der freien Entfaltung der Persönlichkeit, dem Schutz von Minderheiten, der
Gewaltenteilung und der Rechtsbindung staatlicher Gewalt.Der Liberalismus hat als Freiheitsbewegung nicht nur für die Gleichheit vor dem Gesetz
gekämpft, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft. Mit der Marktwirtschaft und ihrer sozialen Verpflichtung hat der Liberalismus neue
Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet.Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik
Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit hervorgebracht, als
dies je zuvor in der Geschichte der Fall gewesen ist. Und dennoch ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und
Geringschätzung ausgesetzt. Weniger Teilhabe am demokratischen Staat, weniger Chancen für ein selbstbestimmtes Leben durch weniger Chancen auf
einen sicheren Arbeitsplatz, Entmündigungen durch kollektive Zwangssysteme und bevormundende Bürokratie sind neue Bedrohungen der Freiheit.
Liberale haben nach 1945 der Idee der Freiheit zum erneuten Durchbruch verholfen. Die FDP war stets der Motor für Reformen, wenn es um
Richtungsentscheidungen zugunsten der Freiheit ging. Nur durch die FDP konnte in den fünfziger Jahren die Soziale Marktwirtschaft gegen die
Sozialdemokraten und Teile der Christdemokraten durchgesetzt werden. Nur durch die FDP konnte sich in den siebziger Jahren mehr Bürgerfreiheit
gegen konservative Rechts- und Gesellschaftspolitik durchsetzen. Die Liberalen waren Vorreiter für die Demokratisierung und Liberalisierung der
Gesellschaft, gegen obrigkeits- staatliche Bevormundung und Engstirnigkeit. Unsere Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung in den achtziger Jahren
brachte neue Arbeitsplätze und mehr Wohlstand für mehr Bürger.Ein großer Teil des Widerstands gegen das sozialistische Staatswesen erwuchs aus der
Attraktivität des freiheitlich-liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems. Das in den europäischen Integrationsprozeß eingebettete, vereinte
Deutschland ist das freiheitlichste unserer Geschichte.


